
 

5. Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwas-
serbeseitigung (Abwassersatzung – AbwS) der Gemeinde Talheim 
 

Aufgrund von § 45b Abs.4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg 
(WG), §§ 4, 11 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes 
für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Tal-
heim am 07. November 2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 

(1) Die Gemeinde Talheim betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet angefallenen Abwas-

sers als eine öffentliche Einrichtung. Voraussetzung für die Beseitigung ist, dass das Abwas-

ser über eine Grundstücksentwässerungsanlage oder von Niederschlägen aus dem Bereich von 

überbauten oder befestigten Flächen auch in sonstiger Weise in die öffentlichen Abwasseran-

lagen gelangt oder zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (geliefert) 

wird. 

(2) Die Gemeinde Talheim kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte 

vornehmen lassen. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Änderung der öffentlichen Abwas-

seranlagen besteht nicht. 

 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 

(1) Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sons-

tigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das 

bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Nie-

derschlägen aus dem Bereich von überbauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende 

Wasser (Niederschlagswasser). 

Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von 

Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 
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(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Gemeindegebiet angefallene Ab-

wasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öffentli-

che Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von 

Grund- und Drainagewasser, durch die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 

Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Retentionsbodenfilter, Abwas-

serpumpwerke, Kläranlagen, und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlags-

wasser (u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie nicht 

Teil der Grundstücksentwässerungsanlage sind sowie offene und geschlossene Gräben, soweit 

sie von der Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden. 

Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehört auch der Teil der Hausanschlussleitung, der im 

Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft (Grundstücksanschluss). 

(3) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbe-

handlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. 

Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt 

sind und das Abwasser dem Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüfschächte 

sowie Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung und Versickerungs-und Rückhal-

teanlagen für Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden.  

(4) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ableitungen in den öffentli-

chen Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine Einleitung nur in Ausnahmesituationen (z.B. 

Starkregen) erfolgt. Drosseleinrichtungen dienen der gleichmäßigen und reduzierten (gedros-

selten) Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal. 

 

 

V. Abwassergebühren 

 

§ 37 
Erhebungsgrundsatz 

 

(1) Die Gemeinde Talheim erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen ge-

trennte Abwassergebühren für das auf den Grundstücken anfallende Schmutzwasser 

(Schmutzwassergebühr) und für das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser  
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(Niederschlagswassergebühr). Die Gemeinde Talheim erhebt auch eine Abwassergebühr für 

sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) und bei der Anlieferung von Abwasser zu einer öffentli-

chen Abwasserbehandlungsanlage. 

(2) Für die Bereitstellung eines Zwischenzählers gemäß § 40 Abs. 2 und § 41 Abs. 2 wird eine 

Zählergebühr nach § 42a erhoben. 

 

§ 38 
Gebührenmaßstab 

 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) bemisst sich nach der Schmutzwassermenge, die auf 

dem an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstück anfällt (§ 40). 

(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwassergebühr nach der einge-

leiteten Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 

(3) Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst sich 

die Abwassergebühr nach der Menge des angelieferten Abwassers. 

(4) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach den überbauten oder darüber hinaus 

befestigten Flächen der an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücke 

(abgerundet auf volle m²), von denen das Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar den 

öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird (§ 40a).  

 

§ 39 
Gebührenschuldner 

 
(1) Schuldner der Zählergebühr nach § 37 Abs. 2 und der  Schmutzwassergebühr nach § 38 

Abs. 1, der Abwassergebühr nach § 38 Abs. 2 sowie der Niederschlagswassergebühr nach § 

38 Abs. 4 ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstücks-

eigentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebühren-

pflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebüh-

renschuldner über. 
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(2) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 38 Abs. 3 ist derjenige, der das Abwasser anlie-

fert. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 40 
Bemessung der Schmutzwassergebühr 

 
(1) Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im Sinne von § 38 Abs. 1 ist:  

1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung zugeführte Wassermenge; 

2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die dieser entnommene Was-

sermenge; 

3. im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagwasser, soweit es als 

Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb genutzt wird. 

Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die eingeleitete Was-

ser/Schmutzwassermenge. 

 

(2) Der Nachweis der angefallenen Abwassermenge bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3), 

bei nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Nieder-

schlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) soll durch Messung eines besonderen Wasser-

zählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht. 

Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstückseigentümers von der Gemeinde Talheim 

eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Gemeinde Talheim. Die §§ 21 

Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Talheim finden ent-

sprechende Anwendung. 

 (3) Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen nach Abs. 1 Nr. 3 keinen Antrag nach 

Abs. 2 stellt, wird als angefallene Abwassermenge eine Pauschalmenge von 12 m³ je Jahr und 

Person zugrunde gelegt. Dabei werden alle polizeilich gemeldeten Personen berücksichtigt, 

die sich zum Zeitpunkt der Entstehung der Gebührenschuld (§ 43) auf dem Grundstück auf-

halten. 
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§ 40a 

Bemessung der Niederschlagswassergebühr  
 

(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) sind die überbau-

ten oder darüber hinaus befestigten Flächen der an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-

schlossenen Grundstücke, von denen Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar den 

öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird. Maßgebend für die Berechnung der versiegel-

ten Flächen der an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücke ist der 

Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes, bei erstmaliger Entstehung der Gebühren-

pflicht der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. 

(2) Die versiegelten Flächen (gemessen in m2) werden mit einem Faktor multipliziert, der 

unter Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit wie folgt festgesetzt wird: 

a) Vollständig versiegelte Flächen, z.B. Dachflächen, Asphalt, 

Beton, Bitumen 1,0 

b) Stark versiegelte Flächen, z.B. Pflaster, Platten, 

Verbundsteine, Rasenfugenpflaster 0,7 

c) Wenig versiegelte Flächen, z.B. Kies, Schotter, 

Schotterrasen, Rasengittersteine, Porenpflaster, 

Gründächer 0,4 

Für Tiefgaragendächer gilt die Faktorierung für Dachflächen bzw. Gründächer entsprechend. 

d) Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach Buch-

staben a) bis c), die der vorliegenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurchlässig-

keitsgrad am nächsten kommt. 

(3) Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über eine Sickermulde, ein Mulden-

Rigolensystem oder eine vergleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf oder mit Notüberlauf  

(Überlauf) den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden mit dem Faktor 0,1 

berücksichtigt. Dies gilt aber nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die angeschlossenen 

Versickerungsanlagen ein Mindestfassungsvolumen von 2 m³ aufweisen und ein Stauvolumen 

von 1 m3 je angefangene 25 m2 angeschlossene Fläche besitzen. 
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(4) Flächen, die an Zisternen ohne Überlauf angeschlossen sind, bleiben im Rahmen der Ge-

bührenbemessung unberücksichtigt. Für Flächen, die an Zisternen mit Überlauf angeschlossen 

sind gilt folgendes: 

a) bei Regenwassernutzung ausschließlich zur Gartenbewässerung werden die Flächen mit 

dem Faktor 0,5 berücksichtigt; 

b) bei Regenwassernutzung (ganz oder teilweise) im Haushalt oder Betrieb werden die Flä-

chen mit dem Faktor 0,1 berücksichtigt. Sätze 1 und 2 gelten nur für Zisternen, die fest instal-

liert und mit dem Boden verbunden sind, sowie ein Mindestfassungsvolumen von 2 m ³ auf-

weisen und ein Stauvolumen von 1 m3 je angefangene 25 m2 angeschlossene Fläche besitzen. 

 

§ 41 
Absetzungen von der Schmutzwassergebühr 

 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 

wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwasser-

gebühr (§ 40) abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts wegen. 

 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines be-

sonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vor-

schriften entspricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstückseigentümers von der 

Gemeinde Talheim eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum der Gemeinde 

Talheim. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung der Gemeinde 

Talheim finden entsprechende Anwendung. 

Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung Zwischenzähler ge-

mäß § 41 Abs. 2 vorhanden, sind diese bei der Gemeinde Talheim unter Angabe des Zähler-

standes und eines Nachweises über die Eichung des Zählers innerhalb von 4 Wochen anzu-

zeigen. Zwischenzähler, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen, werden von der 

Gemeinde Talheim auf Antrag des Gebührenschuldners in ihr Eigentum entschädigungslos 

übernommen. § 41 Abs. 2 gilt entsprechend. 
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(3) Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen Zwischenzäh-

ler gemäß Abs. 2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine Wassermenge von 20 m³/Jahr aus-

genommen.  

(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch Mes-

sungen nach Abs. 2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wassermengen pauschal ermit-

telt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermenge im Sinne von Abs. 1 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 15 m3/Jahr, 

2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m3/Jahr. 

Diese pauschal ermittelte nichteingeleitete Wassermenge wird um die gemäß Abs. 3 von der 

Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von der gesamten verbrauchten Was-

sermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss für jede für das Betriebsan-

wesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort während des Veranlagungszeitraums nicht 

nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m3/Jahr für die erste Person und für jede weitere 

Person mindestens 35 m3/Jahr betragen. Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieh-

einheiten zu § 51 des Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand 

ist der Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das lau-

fende Jahr richtet. 

 (5) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Mo-

nats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 

 
§ 42  

Höhe der Abwassergebühren 
 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Schmutzwasser 

vom 1.1.2010 bis zum 31.12.2011 1,77 €  

ab dem 1.1.2012    1,84 €  

(2) Wird Schmutzwasser in öffentliche Kanäle eingeleitet, die nicht an ein Klärwerk ange-

schlossen sind, beträgt die Gebühr je m3 Schmutzwasser 

vom 1.1.2010 bis zum 31.12.2011 0,46 €  

ab dem 1.1.2012    0,72 €  
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 (3) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt je m³ Schmutzwasser oder 

Wasser 

vom 1.1.2010 bis zum 31.12.2011 1,77 €  

ab dem 1.1.2012    1,84 €  

 (4) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt je m² der nach § 40a Abs. 2 bis 4 gewich-

teten versiegelten Fläche vom 01.01.2010 bis 31.12.2011 0,17 €  

ab dem 01.01.2012 0,26 €  

(5) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 40 a während 

des Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht be-

steht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt. 

 
§ 42a 

Zählergebühr 

 

(1) Die Zählergebühr gemäß § 37 Abs. 2 beträgt pro Monat 

vom 1.1.2010 bis zum 31.12.2011 1,70 €  

ab dem 1.1.2012    1,70 €  

(2) Bei der Berechnung der Zählergebühr wird der Monat, in dem der Zwischenzähler erst-

mals eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet. 

 
§ 43 

Entstehung der Gebührenschuld 
 

(1) In den Fällen des § 37 Abs. 2, 38 Abs. 1 und Abs. 4 entsteht die Gebührenschuld für ein 

Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungs-

verhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld mit Ende des 

Benutzungsverhältnisses. Die Zählergebühr gemäß § 37 Abs. 2 (§ 42 a) wird für jeden ange-

fangenen Kalendermonat, in dem auf dem Grundstück ein Zwischenzähler vorhanden ist, er-

hoben. 
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(2) In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 

Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Monats; für den neuen 

Grundstückseigentümer mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.  

(3) In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender Einleitung 

mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes. 

(4) In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung des Ab-

wassers. 

 

§ 44 
Vorauszahlungen 

 
(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner Vor-

auszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalendervierteljah-

res. Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungszeitraumes, entstehen die Vor-

auszahlungen mit Beginn des folgenden Kalendervierteljahres. 

(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten Jahresverbrauchs für die 

Schmutzwassergebühr (§ 40) und für die Niederschlagswassergebühr ein Viertel der zuletzt 

festgestellten versiegelten Grundstücksfläche (§ 40a) und für die Jahreszählergebühr (§42a) ein 

Viertel der zuletzt festgestellten Gebührenschuld zugrunde zulegen. Bei erstmaligem Beginn 

der Gebührenpflicht wird der voraussichtliche Jahresverbrauch geschätzt; die voraussichtliche  

versiegelte Fläche wird ebenfalls geschätzt, solange der Gebührenschuldner seiner Pflicht zur 

Mitteilung, ggf. auch nach Aufforderung durch die Gemeinde Talheim, nicht nachkommt.  

(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebüh-

renschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 

(4) In den Fällen des § 38 Abs. 2 und Abs. 3 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 
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§ 45 
 

Fälligkeit 
 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbe-

scheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, so-

weit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die Gebührenschuld 

kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe 

des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden mit Ende des Kalendervierteljahres zur Zahlung 

fällig. 

 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 

 

§ 46 

Anzeigepflichten 

 

(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde Talheim der Erwerb oder die Veräußerung eines 

an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücks anzuzeigen. Entsprechen-

des gilt beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht. Anzei-

gepflichtig sind der Veräußerer und der Erwerber. 

(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Gebührenschuld-

ner der Gemeinde Talheim anzuzeigen 

a) die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentlichen Wasserversorgungsanlage; 

b) das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwasser genutzte Niederschlagswasser 

(§ 40 Abs. 1 Nr. 3); 

C) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigung (§ 8 Abs. 3) 

d.) die Menge die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wurden 

(§ 41 Abs. 1). 
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(3) Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die Abwasse-

ranalgen, hat der Gebührenschuldner die Lage und Größe der Grundstücksflächen und der 

Zisternen sowie von Sickermulden, Mulden-Rigolensystemen oder einer anderen vergleichba-

ren Anlage (Entlastungssonderbauwerke), von denen Niederschlagswasser den öffentlichen 

Abwasseranlagen zugeführt wird (§ 40a Abs. 1 bis Abs.4) der Gemeinde Talheim in prüffähi-

ger Form mitzuteilen. Kommt der Gebührenschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht frist-

gerecht nach, werden die Berechnungsgrundlagen für die Niederschlagswassergebühr von der 

Gemeinde Talheim geschätzt. 

(4) Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 oder 1:1000 mit Eintrag der 

Flurstücks-Nummer. Die an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücks-

flächen sind unter Angabe der in § 40a Abs. 2 aufgeführten Versiegelungsarten und der für 

Berechnung der Flächen notwendigen Maße rot zu kennzeichnen. Das gilt auch für Angaben 

zu Lage und Größe von Entlastungssonderbauwerken nach Abs. 3. Die Gemeinde Talheim 

stellt auf Anforderung einen Anzeigevordruck zur Verfügung. 

(5) Ändert sich die Größe oder der Versiegelungsgrad des Grundstücks oder ändern sich Grö-

ße oder Nutzung von Entlastungssonderbauwerke nach Abs. 3 oder werden solche Entlas-

tungssonderbauwerke neu errichtet ist die Änderung innerhalb eines Monats der Gemeinde 

Talheim anzuzeigen. 

(6) Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines Grund-

stücks oder einer Wohnung berechtigten Personen der Gemeinde Talheim mitzuteilen: 

a) Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers; 

b) wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangen 

oder damit zu rechnen ist. 

 (7) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorübergehend, außer Betrieb ge-

setzt, hat der Grundstückeigentümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grund-

stücksanschluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann. 

(8) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle des Absatzes 1 der 

bisherige Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum 

Eingang der Anzeige bei der Gemeinde entfallen. 
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§ 49 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde überlässt; 

2. entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Einleitung ausgeschlossene Abwässer oder Stoffe 

in die öffentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die für einleitbares Abwasser vorgegebe-

nen Richtwerte überschreitet; 

3. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in öffentliche Ab-

wasseranlagen einleitet; 

4. entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Vorbehandlung in öf-

fentliche Abwasseranlagen einleitet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen 

sind; 

5. entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht 

unterliegt, ohne besondere Genehmigung der Gemeinde in öffentliche Abwasseranlagen ein-

leitet; 

6. entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht ausschließlich von der Gemeinde her-

stellen, unterhalten, erneuern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt; 

7. entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der Gemeinde eine Grundstücksent-

wässerungsanlage herstellt, anschließt oder ändert oder eine öffentliche Abwasseranlage be-

nutzt oder die Benutzung ändert; 

8. die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 

Absätze 1 und 3 herstellt, unterhält oder betreibt; 

9. entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider nicht 

rechtzeitig vornimmt; 

10. entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und derglei-

chen oder Handtuchspender mit Spülvorrichtungen an seine Grundstücksentwässerungsanla-

gen anschließt; 
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11. entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsanlage vor der Abnahme in Betrieb 

nimmt. 

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von §§ 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 KAG handelt, wer vor-

sätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 46 Abs. 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder 

nicht rechtzeitig nachkommt.  

 

 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 

§51 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 
1,2, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 42a, 43, 44, 45, 46 und 49 der Abwassersatzung vom 
29.09.2008 mit allen nachfolgenden Änderungen außer Kraft. 

 
 
 

AUSGEFERTIGT! 
TALHEIM, DEN 07. NOVEMBER 2011 
 
 
 
RAINER GRÄßLE 
BÜRGERMEISTER 
 
Bürgermeister 
 
Hinweis: 
Eine Satzung, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen ist, gilt ein Jahr nach der Be-
kanntmachung als von Anfang an zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Be-
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 

2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit wider-
sprochen hat, oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Rechtsaufsichts-
behörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder 
Formvorschriften gegenüber der Gemeinde Talheim unter Bezeichnung des Sachver-
haltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 dieses Hinweises geltend gemacht worden, so kann auch 
nach Ablauf der in Satz 1 dieses Hinweises genannten Frist jedermann diese Verletzung gel-
tend machen. (§ 4 Abs. 4 der GemO für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000, 
GBL. S. 582, zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2009, GBL: S. 185). 
 


